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Geſetz⸗Sammlung 
a fuͤr die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 23. 


(No. 2048.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 16. Mai 1839., über den Gerichtsſtand der 
Ser Ne Al. ſogenannten Königlichen Mediatſtädte. 


Auf Ihren Bericht vom 29. v. M. erklaͤre Ich hierdurch in Beziehung auf 
die Beſtimmungen im $. 103. Tit. 2. Th. 1. der Allgemeinen Gerichtsordnung 
und im $. 30. des Anhangs zu derſelben: daß die ſogenannten Königlichen 
Mediatſtaͤdte in Anſehung ihres Gerichtsſtandes den unmittelbaren Städten ger 
genwaͤrtig gleich zu ſtellen ſind. Ich ermaͤchtige Sie, den Juſtiz⸗Miniſter, 
51 „ zur Erledigung der dagegen erhobenen Bedenken, hiernach zu 
elehren. 


Berlin, den 16. Mai 1839. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminifter Mühler und v. Rochow. 
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(No, 20482049.) Jahrgang 1839, Rr (No. 2049.) 
(Ausgegeben zu Berlin, den 15. Oktober 1839.) 


ee 


Ne 2049.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 12. Auguſt 1839., betreffend die Allerhöchſte 

alle. Fe, 7 Beſtimmung Sr. Majeſtät des Königs, daß die Verordnung vom 24. De⸗ 

Ae, ei, zember 1816. über die Verwaltung der, den Gemeinden und öffentlichen 
Anſtalten gehörigen Forſten, auch in denjenigen Städten der Provinz Sach⸗ 
ſen, Weſtphalen und der Rheinprovinz, in welchen die revidirte Städteord⸗ 
nung bereits eingeführt worden iſt, oder fernerhin eingeführt werden wird, 
wie bisher in Kraft bleiben ſoll. 


A Berichte des Staatsminiſteriums vom 26. v. M. habe Ich erſehen, 
welche Zweifel in Anſehung der Frage entſtanden find: ob die Verordnung über 
die Verwaltung der den Gemeinden und oͤffentlichen Anſtalten gehoͤrigen For⸗ 
ſten in den Provinzen Sachſen, Weſtphalen, Cleve, Berg und Niederrhein dom 
24. Dezember 1816., auch in denjenigen Städten, in welchen die revidirte Staͤdte⸗ 
Ordnung eingefuͤhrt worden iſt, noch guͤltig ſey oder nicht? Da es keinesweges 
Meine Abſicht geweſen iſt, dieſe Verordnung, durch welche ein wichtiger Ver⸗ 
waltungsgegenſtand mit Ruͤckſicht auf die bleibende Erhaltung eines bedeutenden 
Theils des Kommunaleigenthums geordnet worden, außer Kraft zu ſetzen, ſo be⸗ 
ſtimme Ich hiermit, daß dieſelbe auch in denjenigen Staͤdten der bezeichneten 
Provinzen Sachſen, Weſtphalen und der Rheinprovinz, in welchen die revidirte 
Staͤdteordnung bereits eingefuͤhrt worden iſt oder fernerhin eingefuͤhrt werden 
wird, wie bisher, in Kraft bleiben ſoll. Dieſe Meine Order iſt durch die Ge⸗ 
ſetzſammlung bekannt zu machen. 


Erdmannsdorf, den 12. Auguſt 1839. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 
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(No. 2050.) Miniſterial⸗Erklärung über die zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Her⸗ 
zoglich Sachſen-Meiningenſchen Regierung getroffene Uebereinkunft wegen 
gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen. Vom 
27. September 1839. N 


Jun der Koͤniglich Preußiſchen Regierung einerſeits und der Herzoglich 
Sachſen-Meiningenſchen Regierung andererſeits iſt nachſtehende Uebereinkunft 
wegen gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen verabredet 
und abgeſchloſſen worden: 


9. 1. 6 
Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher in das Gebiet des 
andern der beiden hohen kontrahirenden Theile ausgewieſen werden, wenn 
derſelbe nicht entweder ein Angehoͤriger desjenigen Staats iſt, welchem er zu⸗ 
gewieſen wird, und in demſelben ſein Heimweſen zu ſuchen hat, oder doch 
durch das Gebiet deſſelben als ein Angehoͤriger eines in gerader Richtung ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staats, nothwendig an Weg nehmen muß. 


Als Staatsangehörige, deren Uebernahme gegenſeitig nicht verſagt werden 

darf, ſind anzuſehen: 
a) alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn ſie außer der Ehe erzeugt 
wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft 
eines Unterthans mit dem Staate in Verbindung geſtanden hat, 
oder, welche ausdruͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden 
ſind, ohne nachher wieder aus dem Unterthansverbande entlaſſen 
en zu ſeyn, oder ein anderweites Heimathsrecht erworben 

zu haben; 5 a 

diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufaͤllig innerhalb des 

Staatsgebiets geboren ſind, ſo lange ſie nicht in einem anderen 

Staate das Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung, erworben, 

oder ſich daſelbſt mit Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet, 

oder darin, unter Zulaſſung der Obrigkeit, zehn Jahre lang ge⸗ 
wohnt haben; 

c) diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren find, 
noch das Unterthanenrecht nach deſſen Verfaſſung erworben haben, 
hingegen nach Aufgebung ihrer vorherigen ſtaatsbuͤrgerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe, oder überhaupt als heimathslos, dadurch in nähere Ver⸗ 
bindung mit dem Staate getreten ſind, daß ſie ſich daſelbſt unter 
Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen 
waͤhrend eines Zeitraums von zehn Jahren ſtillſchweigend geſtat⸗ 
tet worden iſt, darin 30 8 Wohnſitz zu haben. f 


Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate 
geboren iſt, in einem andern aber das Unterthanenrecht ausdruͤcklich er⸗ 
worben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch zehn⸗ 
jährigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat, fo iſt der letztere Staat, vor⸗ 
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zugsweiſe verbunden, ihn aufzunehmen. Trifft das ausdruͤcklich erworbene Un⸗ 
terthanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder der zehnjaͤhri⸗ 
gen Wohnung in einem anderen Staate zuſammen; ſo iſt das erweislich neuere 
Verhaͤltniß entſcheidend, jedoch dann, wenn hieruͤber zu einer ausreichenden Ge⸗ 
wißheit nicht zu gelangen ſeyn ſollte, der Staat, in welchem dem Heimathloſen 
ein zehnjaͤhriger Aufenthalt geſtattet worden, vorzugsweiſe zu ſeiner Aufnahme 
verpflichtet. : 


$. 4. 

Sind bei einem Vagabunden oder auszuweiſenden Verbrecher keine 
der in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen anwendbar, 
ſo muß derjenige Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorlaͤufig behalten. 

5 


Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts ſind demjenigen Staate 
zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann, vermoͤge eines der angeführten Verhaͤltniſſe, 
zugehoͤrt. Wittwen ſind nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu behandeln, es waͤre 
denn, daß waͤhrend ihres Wittwenſtandes eine Veraͤnderung eingetreten ſey, 
durch welche ſie, nach den Grundſaͤtzen der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft, einem 
andern Staate zufallen. 

Auch fol Wittwen, imgleichen den Geſchiedenen, oder von ihren Ehe⸗ 
maͤnnern verlaſſenen Eheweibern, die Ruͤckkehr in ihren auswaͤrtigen Geburts⸗ 
oder vorherigen Aufenthaltsort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehe inner⸗ 
halb der erſten fünf Jahre nach deren Schließung wieder getrennt worden und 
kinderlos geblieben iſt. 1 5 . 

Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie Kinder unter vierzehn 
Jahren, oder welche ſonſt wegen des Unterhalts, den ſie von den Eltern ge⸗ 
nießen, von denſelben nicht getrennt werden koͤnnen, fo find ſolche, ohne Nuͤck⸗ 
ſicht auf ihren zufaͤlligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweiſen, welchem 
bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter zugehoͤrt. 
Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben iſt, und letztere 
bei ihrem Vater befindlich ſind, ſo werden ſie von dem Staate mit uͤber⸗ 
nommen, welchem der Vater zugehoͤrt. 


Hat ein Staatsangehoͤriger durch irgend eine Handlung ſich ſeines Buͤr⸗ 
gerrechts verluſtig gemacht, ohne einem andern Staate zugehoͤrig geworden zu 
ſeyn, ſo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wiederannahme deſ⸗ 
ſelben ſich nicht entziehen. = 

Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, welche, ohne 
eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu haben, in Dienſten ſtehen, imgleichen Zoͤg⸗ 
linge und Studirende, welche der Erziehung oder des Unterrichts wegen irgend⸗ 
wo verweilen, erwerben durch dieſen Aufenthalt, wenn derſelbe auch laͤnger als 
zehn Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. 6 

Zeitpaͤchter find den hier oben benannten Individuen nur dann gleich zu 
achten, wenn ſie nicht fuͤr ihre Perſon oder mit ihrem Hausſtande und Ver⸗ 
moͤgen ſich an den Ort der Pachtung hinbegeben haben. 920 


u RB 
$. 9. 

Denjenigen, welche als Landſtreicher oder aus irgend einem andern 
Grunde ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten Staate, nach 
den in der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen, kein Heim⸗ 
weſen anzuſprechen haben, iſt letzterer den Eintritt in ſein Gebiet zu geſtat⸗ 
ten, nicht ſchuldig; es wuͤrde denn urkundlich zur völligen Ueberzeugung darge⸗ 
than werden koͤnnen, daß das zu uͤbernehmende Individuum einem in gerader 
Richtung ruͤckwaͤrts liegenden Staate zugehoͤre, welchem daſſelbe nicht wohl an⸗ 
ders als durch das Gebiet des erſteren zugefuͤhrt werden kann. 


$. 10. 

Saͤmmtlichen betreffenden Behoͤrden wird es zur ſtrengſten Pflicht ge⸗ 
macht, die Abſendung der Vagabunden in das Gebiet des andern der hohen 
kontrahirenden Theile nicht bloß auf die eigene unzuverlaͤſſige Angabe derſelben 
zu veranlaſſen, ſondern, wenn das Verhaͤltniß, wodurch der andere Staat zur 
Uebernahme eines Vagabunden konventionsmaͤßig verpflichtet wird, nicht aus 
einem unverdaͤchtigen Paſſe, oder aus andern völlig glaubhaften Urkunden her⸗ 
vorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch beſondere Gruͤnde 
und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, zuvor 
die Wahrheit ſorgfaͤltig zu ermitteln, und nöthigenfalld bei der, vermeintlich zur 
Aufnahme des Vagabunden verpflichteten Behoͤrde Erkundigung einzuziehen. 


II 
Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der hohen kon⸗ 
trahirenden Theile dem andern Theile zum weitern Transporte in einen ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staat, zufolge der Beſtimmung des $. 9. zugefuͤhrter Vaga⸗ 
bunde von dem letzteren nicht angenommen wuͤrde, ſo kann derſelbe wieder in 
denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur vorlaͤufigen Beibehaltung 
zuruͤckgebracht werden. 15 
Es bleibt den betreffenden Behoͤrden uͤberlaſſen, unter einander die naͤhe⸗ 
ren Verabredungen wegen der zu beſtimmenden Richtung der Transporte, ſo 
wie wegen der Uebernahmsorte zu treffen. 


b. 13. 

Die Ueberweiſung der Vagabunden geſchieht in der Regel vermit⸗ 
telſt Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehoͤrde desjenigen Or⸗ 
tes, wo der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staats für beendigt an⸗ 
zufehen if. Mit den Vagabunden werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf 
der Transport konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, uͤbergeben. 

In ſolchen Faͤllen, wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, koͤnnen einzelne Va⸗ 
gabunden auch mittelſt eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route 
genau vorgeſchrieben iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 

Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Transport 
gegeben werden, es waͤre denn, daß fie zu einer und derſelben Familie gehören, 
und in dieſer Hinſicht nicht wohl getrennt werden koͤnnen. Größere, ſogenannte 
Vagantenſchube ſollen künftig nicht Statt finden. 
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9. 14. 

Da die Aus weiſung der Vagabunden nicht auf Requiſition des zur 
Annahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der eigene 
Vortheil des ausweiſenden Staats bezweckt wird, ſo koͤnnen fuͤr den Transport 
und die Verpflegung der Vagabunden keine Anforderungen an den uͤbernehmen⸗ 
den Staat gemacht werden. 

Wird ein Auszuweiſender, welcher einem ruͤckwaͤrts liegenden Staate 
zugeführt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach F. 11. 
in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zuruͤckgebracht, ſo muß letz⸗ 
terer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, welche bei 
der Zuruͤckfuͤhrung aufgelaufen ſind. f 


Um aber diejenigen Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich bisher über 
die Auslegung der Beſtimmungen $. 2. a. und c. der vorſtehenden Ueberein⸗ 
kunft, namentlich 

a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie 
weit die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen 
eingetretenen Veraͤnderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der un⸗ 
ſelbſtſtaͤndigen, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſ⸗ 
ſenen Kinder derſelben, von Einfluß feyen? 

0 


wie 
b) über die Beſchaffenheit des, $. 2. e. der Konvention erwaͤhn⸗ 
ten zehnjaͤhrigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchafts⸗ 


run 
ergeben haben, zu befeitggen, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an 
dem in der Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas aͤndern zu wollen, daß die 
Unterthanenſchaft eines Individuums jedesmal nach der eignen innern Geſetz⸗ 
gebung des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hin⸗ 
kuͤnftig und bis auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwen⸗ 
dung gelangen zu laſſen, und zwar, f 


zu a. ; 
1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht 
entlaſſene Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an 
und fuͤr ſich und ohne daß es einer eignen Thaͤtigkeit oder eines 
beſonders begruͤndeten Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen 
Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig werden, welche die Eltern während 
der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder erworben, wobei nichts darauf 
ankommen ſoll, ob dergleichen unſelbſtſtaͤndige Kinder mit ihren 
Eltern zugleich und faktiſch in den neuen Wohnort gezogen find, 
oder ſich erſt ſpaͤter dahin begeben haben, f 

ingleichen Bi 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit 
unſelbſtſtaͤndiger ehelicher Kinder, diejenigen Veränderungen 
nicht aͤußern koͤnnen, welche ſich nach dem Tode des Vaters der⸗ 
ſelben in der Stgatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, 
indem vielmehr uͤber die Staatsangehoͤrigkeit ehelicher e 
diger 


re 


diger Kinder lediglich die Kondition ihres Vaters entſcheidet, und 

Veraͤnderungen in deren Staatsangehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung 

ihrer vormundſchaftlichen Behoͤrde eintreten koͤnnen. 
Naͤchſtdem ſoll 5 


zu b. 
die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme 
eines Individuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend 
einem Grunde laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Fällen 
des $. 2. c. der Konvention eintreten: 

1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchen er aus⸗ 
gewieſen werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine 
eigne Wirthſchaft gefuͤhrt hat, wobei zur naͤheren Beſtimmung 
des Begriffs von Wirthſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch 
dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt nur einer der Eheleute ſich auf 
eine andere Art, als im herrſchaftlichen Geſindedienſte Bekoͤſtigung 
verſchafft hat; 


oder 
wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤberneh⸗ 
men ſoll, verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne 
Unterbrechung aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung 
eines Domizils, Verheirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe 
nicht weiter ankommen ſoll. 


2 


— 


Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich auch noch dahin uͤber⸗ 
eingekommen: 

Koͤnnen die reſp. Behörden über die Verpflichtung des Staats, dem die 
Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vorſtehend aufgeftell- 
ten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der darüber ſtattfinden⸗ 
den Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und if die diesfaͤllige Differenz 
derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen; fo 
wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur kompromiſſariſchen 
Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundesſtaates ſtellen, wel⸗ 
cher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen gegenſeitiger Ueber⸗ 
nahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile überlaffen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Re⸗ 
en eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt eins 
zuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt 
von keinem Theile eine weitere Einwendung zuläffig. iſt, hat derjenige 
Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Ge⸗ 
biete zu behalten. N 
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Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits gegenwaͤrtige Miniſterial⸗ 
Erklaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Koͤniglichen Inſiegel verſehen worden. 


Berlin, den 27. September 1839. N 
(L. 8. 


Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


V. Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 

klaͤrung des Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen Landes miniſteriums vom 21. Au⸗ 

guſt d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 27. September 1839. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


(No. 2051.) Minifterial- Erklärung, wegen der zwiſchen der Königlich Preußiſchen und 
Herzoglich Braunſchweigſchen Regierung getroffenen Uebereinkunft zu wech⸗ 
felfeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen. Vom 4. Oktober 1839. 


0 der Koͤniglich Preußiſchen und der Herzoglich Braunſchweigſchen Re⸗ 
gierung iſt nachſtehende Uebereinkunft wegen Uebernahme von Auszuweiſenden 
geſchloſſen worden. 1 2 8 
In Zukunft ſoll kein Individuum, welches die eine der genannten 
Regierungen, weil es ihr aus irgend einem Grunde laͤſtig iſt, in ihrem Ge⸗ 
biete ferner nicht behalten will, in das Gebiet der andern Regierung ausgewie⸗ 
ſen oder hingeſchafft werden, wenn es nicht entweder ein Angehoͤriger des 
Staats iſt, welchem es zugewieſen werden ſoll, oder nur durch das Gebiet def- 
ſelben einem dritten Staate, deſſen Angehoͤriger es iſt, in welchen es aber nicht 
wohl anders, als durch das Gebiet des einen kontrahirenden Staats gelangen 
kann, zugewieſen oder zugefuͤhrt werden en 


Als Staatsangehörige follen angefehen werden: | Br 

1) alle diejenigen, deren Vater oder, wenn fie außerehelich geboren und nicht 

durch nachfolgende Ehe legitimirt ſind, deren Mutter zur Zeit der Ge⸗ 

burt der Auszuweiſenden Unterthan des Staats geweſen iſt, oder welche 

in dieſem zu Unterthanen aufgenommen ſind, ohne nachher aus dem Un⸗ 

terthanenverbande wieder entlaſſen worden zu ſeyn oder in einem anderen 
Staate Unterthansrechte erworben zu haben. 

Die Unterthanseigenſchaft eines Individuums iſt ſtets lediglich nach 

der Geſetzgebung des Staats, als deſſen Unterthan es bezeichnet wird, 

zu 
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zu beurtheilen und zu entſcheiden. Unſelbſtſtaͤndige Kinder, d. h. ſolche, 
welche noch bei ihren Eltern ſich befinden und von dieſen ernaͤhrt werden oder 
wenigſtens zum eignen Erwerbe ihres Lebensunterhaltes noch nicht im Stande 
find, ſollen ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern von ſelbſt, ohne daß es 
einer eignen Thaͤtigkeit der Kinder oder eines ſonſtigen Grundes bedarf, der⸗ 
jenigen Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig werden, welche ihre Eltern waͤhrend 
der Unſelbſtſtaͤndigkeit der Kinder erwerben. Jedoch ſollen dieſen Einfluß auf 
die Staatsangehoͤrigkeit unſelbſtſtaͤndiger ehelicher Kinder diejenigen 
Veraͤnderungen nicht aͤußern, welche ſich nach dem Tode ihres Vaters 
in der Staatsangehoͤrigkeit ihrer Mutter ereignen, vielmehr ſoll uͤber ihre 
Staatsangehoͤrigkeit lediglich die Staatsangehoͤrigkeit ihres Vaters ent: 
ſcheiden und eine Veraͤnderung derſelben nur mit Zuſtimmung ihrer vor⸗ 
mundſchaftlichen Behoͤrde eintreten koͤnnen. N 

Dieſe Grundſaͤtze hinſichtlich der unſelbſtſtaͤndigen Kinder gelten auch 
bei den uͤbrigen Beſtimmungen dieſer Uebereinkunft, wenn nicht ein An⸗ 
deres ausdruͤcklich feſtgeſetzt iſt. 

2) Diejenigen, welche zufällig innerhalb des Staatsgebiets von heimathsloſen 
Eltern, d. h. ſolchen, die in keinem der kontrahirenden Staaten Untertha⸗ 
nenrechte haben, geboren ſind, und nicht nachher in einem andern Staate 
Unterthanenrechte erworben, oder daſelbſt mit Anlegung einer Wirthſchaft, 
(eines eigenen Haushalts) ſich verheirathet, oder darin, mit Wiſſen der 
Ortsobrigkeit, zehn Jahre ohne Unterbrechung gewohnt haben. 

Unſelbſtſtaͤndige Kinder ſolcher heimathsloſen Eltern iſt jedoch, 
ohne Ruͤckſicht auf ihren zufälligen Geburtsort, der Staat aufzunehmen 
ſchuldig, welchem ihr Vater oder, falls die Kinder außer der Ehe gebo⸗ 
ren ſind, ihre Mutter angehoͤrt. Wenn aber die Mutter unehelicher Kin⸗ 
der nicht mehr am Leben iſt und die letzten bei ihrem Vater befindlich 
ſind, ſo ſoll der Staat, dem ihr Vater angehoͤrt, ſie aufzunehmen ver⸗ 
pflichtet ſeyn. 

Sowohl bei der vorſtehenden, als auch bei den uͤbrigen Beſtimmun⸗ 
gen dieſer Uebereinkunft ſoll der Ausdruck: Wirthſchaft oder Haus⸗ 
halt ſo verſtanden werden, daß dies Verhaͤltniß auch dann ſchon vor⸗ 
handen ſey, wenn das Individuum, und zwar von Eheleuten auch nur 
der Mann oder die Frau, auf andere Art, als durch Geſindedienſt im 
Haufe der Brodherrſchaft, ſich Bekoͤſtigung verſchafft hat; der Ausdruck: 
Wohnen aber nur den Aufenthalt in dem Staate bezeichnen, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht darauf, ob das in Frage ſtehende Individuum ein Domizil (Recht 
zum bleibenden Aufenthalte) erlangt hat, oder Mitglied einer Gemeinde 
geworden iſt, oder dergleichen. 

3) Diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren find, noch 
daſelbſt Unterthanenrechte erlangt haben, jedoch in demſelben unter An⸗ 
legung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder darin, mit Wiſſen der 
Ortsobrigkeit, zehn Jahre ohne . gewohnt haben. 


Wenn ein Individuum ausgewieſen werden ſoll, welches zufällig in 
dem einen Staate geboren iſt, in dem andern aber entweder Unterthanen⸗ 
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recht erworben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder 
10 Jahre hindurch gewohnt hat, ſo iſt vorzugsweiſe dieſer letzte Staat daſſelbe 
aufzunehmen verbunden. Hat der Auszuweiſende in dem einen Staate Unter⸗ 
thanenrecht erworben, in dem andern aber ſich verheirathet oder 10 Jahre ge⸗ 
wohnt, ſo ſoll der Staat, deſſen Unterthan er iſt, ihn aufzunehmen ſchuldig ſeyn. 
Wenn endlich ein Auszuweiſender, welcher in keinem der kontrahirenden Staa⸗ 
ten Unterthanenrechte erlangt hat, in dem einen Staate in die Ehe getreten iſt, 
in dem andern aber nach ſeiner Verheirathung 10 Jahre hindurch gewohnt hat, 
ſo liegt dem zuletzt genannten Staate die Pflicht zu ſeiner Aufnahme ob. 


4. 
Iſt auf den Auszuweiſenden keine der im F. 3. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen anwendbar, ſo muß der Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vor⸗ 
laͤufig behalten. 


$. 5. 

Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts ſind als Angehoͤrige des 
Staats anzuſehen, dem ihr Ehemann nach den vorſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen angehoͤrt. Daſſelbe gilt von Wittwen, ſo lange nicht waͤhrend ihres 
Wittwenſtandes eine Veraͤnderung eingetreten iſt, durch welche ſie nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen dieſer Uebereinkunft Angehörige eines andern Staats werden, als welchem 
ihr geweſener Ehemann angehört hat. 

Jedoch ſoll Wittwen und geſchiedenen oder von ihren Ehemaͤnnern ver⸗ 
laſſenen Eheweibern die Ruͤckkehr in den Staat, deſſen Angehoͤrige ſie, vor ih⸗ 
rer Verheirathung, nach den Beſtimmungen dieſer Uebereinkunft waren, dann 
freiſtehen, wenn die Ehe innerhalb 5 Jahren nach deren Schließung wieder ge⸗ 
trennt worden und kinderlos geblieben iſt. 


§. 6. 

Hat ein Unterthan des einen kontrahirenden Staats ſich ſeines Un⸗ 
terthanenrechts in demſelben durch irgend eine Handlung verluſtig gemacht, ohne 
Angehoͤriger des andern Staats geworden zu ſeyn, ſo iſt der zuerſt bezeichnete 
Staat ſchuldig, ihn beziehungsweiſe zu behalten oder wieder aufzunehmen. 


837 

Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, mit Einſchluß 
der Schaͤfer und Dorfhirten, welche ohne Anlegung einer Wirthſchaft, im⸗ 
gleichen Zoͤglinge und Studirende, welche der Erziehung oder des Unterrichts 
wegen irgend wo verweilen, werden durch dieſen Aufenthalt, wenn derſelbe auch 
laͤnger als 10 Jahre dauert, nicht Angehörige des Staats, in welchem fie ſich 
aufgehalten haben. f | 

Zeitpächter find den vorſtehend benannten Perſonen nur dann gleich zu 
achten, wenn fie nicht entweder perſoͤnlich oder mit ihrem Hausſtande und Ver⸗ 
moͤgen an den Ort der Pachtung ſich begeben und waͤhrend der Dauer derſel⸗ 
ben dort gewohnt haben. 


F. 8. 
Koͤnnen die Behoͤrden der beiden kontrahirenden Staaten uͤber die 
Verpflichtung des Staats, dem die Aufnahme eines Auszuweiſenden ange⸗ 
8 on⸗ 


— 275 — 


ſonnen wird, ſich nicht vereinigen, und iſt die Meinungsverſchiedenheit auch im 
diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen, ſo wollen die beiden kontrahirenden Re⸗ 
gierungen den Streitfall zur kompromiſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen drit⸗ 
ten Deutſchen Bundesſtaates, welcher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen we⸗ 
gen der Uebernahme von Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen be⸗ 
findet, oder wenn kein ſolcher vorhanden iſt oder die Entſcheidung uͤbernehmen 
will, irgend eines anderen, bei dem Streitfalle nicht betheiligten Bundesſtaates 
ſtellen. Die Wahl der um Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden Bun⸗ 
desregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, welcher zur 
Uebernahme des Auszuweiſenden verpflichtet werden ſoll. An dieſe dritte Regie⸗ 
rung hat jede der betheiligten Regierungen nur eine Darſtellung der Sachlage, 
von welcher der anderen Regierung eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, 
in kuͤrzeſter Friſt einzuſenden. Gegen die kompromiſſariſche Entſcheidung iſt von 
keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig. Bis dieſelbe erfolgt, hat der⸗ 
jenige Staat, in deſſen Gebiete das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
15 an ſich befand, die Verpflichtung, daſſelbe in feinem Gebiete zu 

ehalten. 


$. 9. 

Denjenigen Individuen, welche der eine kontrahirende Staat auszu⸗ 
weiſen beabſichtigt, die aber der andere kontrahirende Staat nach den in ge⸗ 
genwaͤrtiger Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen aufzunehmen nicht die Pflicht 
hat, iſt der letzte den Eintritt in ſein Gebiet zu geſtatten nicht ſchuldig, außer 
wenn durch Urkunden voͤllig uͤberzeugend dargethan wird, daß der Auszuweiſende 
einem dritten Staate, in welchen derſelbe nicht wohl anders als durch das Ge⸗ 
biet des mitkontrahirenden Staats gefuͤhrt werden oder gelangen kann, angehoͤre 
und von demſelben werde e 


Saͤmmtlichen Polizeibehoͤrden der beiden kontrahirenden Staaten wird 
zur ſtrengſten Pflicht gemacht, die Abſendung eines Auszuweiſenden in das 
Gebiet des andern kontrahirenden Staates nie bloß auf die eigenen Anga⸗ 
ben des Auszuweiſenden uͤber das Verhaͤltniß, auf welches die Uebernahmever⸗ 
bindlichkeit nach den Beſtimmungen dieſes Vertrages gegruͤndet wird, zu veran⸗ 
laſſen, ſondern, wenn jenes Verhaͤltniß nicht aus voͤllig glaubhaften Urkunden 
hervorgeht, zuvor die Richtigkeit deſſelben ſorgfaͤltig und insbeſondere durch Er⸗ 
kundigung bei der zuſtaͤndigen Behoͤrde des Staats, dem die Aufnahme ange⸗ 
ſonnen wird, zu ermitteln. 9 8 


Sollte ein Auszuweiſender, welcher von den Behoͤrden des einen kon⸗ 
trahirenden Staats den Behoͤrden des anderen Kontrahenten zur Weiter⸗ 
ſchaffung in einen dritten Staat nach den Beſtimmungen des F. 9. zugeführt 
iſt, von dieſem letzten nicht angenommen werden, ſo kann derſelbe in den Staat, 
der ihn ausgewieſen hat, zuruͤckgebracht 1 


Den Provinzial⸗Regierungsbehoͤrden beider kontrahirenden Staaten bleibt 
überlaffen, nähere Verabredungen wegen der zu beſtimmenden Richtung der 
Transporte und der Uebernahmeorte zu treffen. 
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| $. 13. | 

Die Ueberweiſung des Auszuweiſenden foll, in der Regel, vermittelſt 
Transports und Abgabe deſſelben an die Polizeibehoͤrde desjenigen Orts, wo 
der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staats beendigt anzuſehen 
iſt, geſchehen. Mit dem Auszuweiſenden ſind zugleich die Beweisurkunden, 
worauf die Uebernahmepflicht vertragsmaͤßig gegruͤndet wird, zu uͤbergeben. In 
ſolchen Faͤllen, wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, koͤnnen einzelne Auszuweiſende 
auch mittelſt eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route ge⸗ 
nau vorgeſchrieben iſt, in den zu ihrer Aufnahme verpflichteten Staat gewie⸗ 
ſen werden. 

Der Negel nach follen nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den 
Transport gegeben werden, es ſey denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie 
gehoͤren und deshalb nicht wohl getrennt werden koͤnnen. 

Ausweiſungen in Maſſe (ſogenannte Vagantenſchube) ſollen auch kuͤnftig 
nicht Statt finden. 5 er 


Die Koſten des Transports und der Verpflegung von Auszuweiſen⸗ 
den iſt der zur Aufnahme verpflichtete Staat zu erſetzen nicht ſchuldig. Nur 
wenn ein Auszuweiſender, welcher einem dritten Staate zugefuͤhrt werden 
ſoll, von dieſem nicht angenommen und deshalb nach $. 11. in denjenigen Staat, 
welcher ihn ausgewieſen hat, zuruͤckgebracht wird, muß der letzte die Koſten des 
Transports und der Verpflegung erſtatten, welche bei der Zuruͤckfuͤhrung auf⸗ 
gelaufen find. 

8 15. i 

Jede der beiden kontrahirenden Regierungen hat das Recht, von dem ge⸗ 
genwaͤrtigen Vertrage zuruͤckzutreten, wenn ſie ihre hierauf gerichtete Abſicht Ein 
Jahr vorher der andern Regierung angezeigt hat. a 

Berlin, den 4. Oktober 1839. 


(L. S) | 
Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


d Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 

klaͤrung des Herzoglich Braunſchweigſchen Staatsminiſteriums vom 17. v. M. 

ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 4. Oktober 1839. N 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


